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Beklagte und Revisionsbeklagte,

.het der 3„ Senat des Bundeesozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 29° Ok—

tober 1958 ‘

für Recht erkannt:

_Auf die Revision des Klägers wird das am

27° Juni 1955 verkündete Urteil des Landes—

sozialgerichts Schleswig aufgehoben„

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozielgericht

zurückverwieeeno
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Der 1903 geborene Kläger beantragte im März 1950 bei der be—

klagten Landesversicherungsanstalt (LVA°) die Gewährung von
Invalidenrente° Mit Bescheid vom 7„ Februar 1953 lehnte die

Beklagte den Anspruch ab, weil die Wartezeit nicht erfüllt sei.

Zwar könne als wahrscheinlich angenommen werden, daß während

der Lehrzeit des Klägers (1919—1921) Pflichtbeiträge entrich—

tet werden seien° Doch seien die Angaben über spätere Beschäf—

tigungsverhältnisse vom Beginn der Gesellenzeit an nicht ge—

nügend glaubhaft gemacht° '

Die gegen diesen Bescheid beim Oberversicherungsamt Schleswig

eingelegte Berufung wurde zurückgewiesen. Auch die (weitere)
Berufung des Klägers an das Oberverwaltungsgericht Lüneburg,

die mit Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) auf

das Landessozialgericht (LSG„) Schleswig übergegangen war,
hatte keinen Erfolg (Urteil vom 27° Juni 1955)°

‚Mit der — vom LSG° nicht zugelassenen — Revision hat der Klä—

ger beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und nach dem

{Klageantrag zu erkennen° ‘

Er hat als wesentliche Mängel im Verfahren des LSG° Verstöße

gegen 5 103 und 5 128 SGG gerügt:

1° Das LSG. habe die Frage nicht genügend aufgeklärt,
ob er identisch mit jener Person sei, auf die sich

der vom LSG. verwandte Strafregisterauszug bezöge;

als weiteres Beweismittel habe sich die Befragung

seiner Verwandten, insbesondere seiner Schwester,

angeboten°

2' Das LSG. sei davon ausgegangen,
daß

er in den Jahren

1942 bis 1944 bei der Fa° TXXXXXX in Tilsit be—

schäftigt gewesen sei, habe aber als nicht glaub—
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haft gemacht angesehen9 daß der Kläger ständig in

dem Betriebe gearbeitet habe und daß Beiträge zur

Sozialversicherung entrichtet worden seien° Das

Gericht sei verpflichtet gewesen? Zweifeln in die—

ser Richtung durch genauere Vernehmung des Inhabers

und der Buchhalterin der Fa„ TXXXXXX nachzugehen°

5° Zu Unrecht habe sich das LSG° bei der Aufklärung

der Frage, ob und für welchen Zeitraum er in Ost—

preußen interniert gewesen sei, vor allem auf eine

mißverständliche Aussage seiner Schwester vor der

Polizei im Jahre 1951 gestützt und entgegenstehen—

de Bekundungen von iugenzeugen9 ZXXXXK PXXXX

GXXXXXXX — völlig unberücksichtigt gelassen°

II

»
Die Revision ist zulässig und begründet„

Für die Frage, ob das LSG„ seiner Pflicht zur Erforschung

des Sachverhalts (@ 103VSGG) in ausreichendem Maße nachge—

kommen ist, kommt es darauf an, ob der dem LSG° zur Zeit

der Urteilsfällung bekannte Sachverhalt vom sachlich—recht—

lichen Standpunkt des Gerichts aus zur Entscheidung des

Rechtsstreits ausreichte oder ob er das LSG° zu weiteren

Ermittlungen drängte(vgl„ BSG° 2 So 84 und SozRo SGG @ 105
BL Da 2 Nr„ 7')o Nach der Auffassung des LSG‚ würde die
strittige Frage, ob der Kläger die erforderliche Wartezeit

erfüllt habe, zu bejahen sein, wenn glaubhaft gemacht wäre,

daß der Kläger in der Zeit vom 10 Januar 1924 bis zum 510

Dezember 1948 wenigstens einen rechtswirksamen Beitrag ge—

leistet habe und von 1945 bis 1949 interniert gewesen sei°

Beide Voraussetzungen hat das LSG° als nicht glaubhaft ge-
macht angeseheno Indessen sind die insoweit getroffenen

Feststellungen, wie die Revision mit Recht rügt, nicht frei

von verfahrensrechtlichen Irrtümern zustandegekommen°
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Das LSG„ ist — gestützt auf die eidliche Aussage des Zeugen

TXKXXXX und eine schriftliche Mitteilung der Buchhalterin

KXXXXXXX — davon ausgegangen,_der Kläger habe etwa Von Mitte

1942bis Februar1944im Betriebe der Fa. TXXXXXXals Kraft—
fahrzeughandwerker gearbeitet° Es hat dieser Feststellung

sogar besonderes Gewicht beigelegt, um damit die Möglichkeit

auszuräumen, der Kläger könne in der fraglichen Zeit ander—

weitig — nämlich in dem Fleischereibetrieb KXXXXX in Tilsit —
beschäftigt gewesen sein. Wenn das Berufungsgericht bei dieser

Sachlage die entscheidende Frage als "offengelassen" anseh,

ob der Kläger ständig in dem Betrieb TXXXXXX gearbeitet habe

und ob Beiträge zur Sozialversicherung entrichtet worden

seien, so hätte.es bei Beachtung seiner Amtsermittlungspflicht

(@ 103 SGG) diesen Zweifeln durch genauere Fragestellung an
den Zeugen TXXXXXX und durch Vernehmung der als Zeugin über—

hauptnoch nicht gehörten Buchhalterin KXXXXXXX nachgehen

müssen° Sollte das LSG. es für möglich erachtet haben, daß

der Kläger nur geringfügig oder nebenher im Betrieb TXXXXXX

also ohne Versicherungspflicht, beschäftigt gewesen sei, so

wäre eine Erforschung des Sachverhalts in dieser Richtung an-

gesichts der Bekundungen des Zeugen TXXXXXX und der Buch—

halterin KXXXXXXX. die zunächst für ein versicherungspflich—

tiges Beschäftigungsvcrhältnis des Klägers sprechen, notwendig

gewesen° ‘

Auch die Feststellung im angefochtenen Urteil, der Kläger sei

weder in russischer Kriegsgefangenschaft noch Internierung

gewesen, sondern freiwillig in den russisch besetzten Gebieten

geblieben, hält dem Angriff der Revision nicht stend.(ä 165
'»SGG)O Das LSG° hat seine Feststellung auf Bekundungen der

Schwester des Klägers, Freu Helene DXXXXXX gestützt, die allen—

falls aus Berichten über den Aufenthalt ihres Bruders in der

fraglichen Zeit (1945 bis 1949) etwas wissen konnte und deren
für das LSG° entscheidende Aussage nur in einer knappen, Miß-

verständnisse aller Art ermöglichenden polizeilichen Vernehmung

vom 15. Februar 1951 enthalten ist. Demgegenüber ist das

Berufungsgericht auf Bekundungen der Augenzeugen ZXXXXX,ZKXXXX

I
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und Gxxxxxxx die alle zum Ausdruck gebracht haben, daß

sie mit demKläger während des Zeitraums 1945»1949in
Internierungslagern in Ostpreußen und dem Baltikum zusam—

men gewesen seien, nicht eingegangen, Damit hat das LSG.

die Grenzen seines Rechts überschritten, nach seiner

freien, aus dem 92529292523222 des Verfahrens gewonnenen
Überzeugung zu entscheiden (5 128 Abs, 1 SGG)°

Demnach mußte das Urteil mit den ihm zugrunde liegenden

Feststellungen aufgehoben und der Rechtsstreit zu neuer

Verhandlung und Entscheidung an das LSG‚ zurückverwiesen

werden (@ 170 Abs. 2 Satz 2 SGG)„ Hierbei wird zu beach—

ten sein, daß allein aus der auch vom LSG° nicht bezweifel—

ten Tatsache, daß der Kläger Fleischermeister ist, in

aller Regel auf eine ordnungsmäßige Lehr— und Gesellenzeit

mit entsprechenden Versicherungszeiten geschlossen werden

muß„ Zwar ist dem LSG, darin beizutreten, daß die on„

widerspruchsvolle, zäi‘° offensichtlich falsche Darstellung

des Klägers über seinen Lebenslauf, insbesondere seine

Beschäftigungsverhältnisse, dazu nötigt, diesen Angaben

mit Vorsicht zu begegnen° Soweit die Aufklärung des Sach—

verhalts daran scheitert, daß der Kläger weiterhin — offen—

bar um seine Identität mit der Person, die durch den vom

LSG—°verwerteten Strafregisterauszug gekennzeichnet ist,

in Frage zu stellen — seine notwendige Mithilfe an der

Klarstellung seines Versicherungsverhältnisses versagt oder

zur Irreführung benutzt, wird die Unmöglichkeit, den Sach—

verhalt aufzuklären, zu seinen Lasten gehen° Soweit jedoch

unausgeschöpfte Beweismöglichkciten zur Verffgung stehen,

werden sie, auch wenn die Beweisanträge vom Kläger stammen

(vglo z„B° den Antrag auf Vernehmung des Zeugen Hermann

Faust), nicht mit der Erwägung außer acht gelassen werden

können,.das Gericht sei vom Gegenteil überzeugt. Darin läge

eine unzulässige Vorwegnahme des Beweisergebnisses. Auch kann

mit dem Hinweis auf den vermeintlichen Erfahrungssatz, Vor—

bestrafte seien in den Jahren 1941—1944 zu Kriegshilfs—

diensten herangezogen werden, und auf die völlige Unwahr—

‚]._ __
6

_JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


scheinlichkeit, daß der Kläger angesichts seiner Vorstrafen

als "Geschäftsführer" einer Schlechterei tätig gewesen sei,

die Vernehmung von Zeugen nicht von vornherein als beweis—

unerheblich abgelehnt werden, wenn die greifbare Möglichkeit

besteht, daß die Vernehmung der Zeugen bei sachgerechter

Fragestellung wertvolle Anhaltspunkte für die Frage des Be—

stehens eines Versicherungsverhältnisses erbringt°

Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlußurteil vorbehalten.
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